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Braunkohle und Klimaschutz­
gesetz: Ein Kompromiss 
zeichnet sich ab

Die Diskussion über die Zukunft der Braunkohle in NRW, die 
in jüngster Zeit auflebt, kommt zur richtigen Zeit und eröff-
net, jenseits tagespolitischer Polemik, perspektivisch sogar 
die Chance auf einen historischen Kompromiss. Konkreter 
Aufhänger ist die Zukunft des Tagebaufeldes Garzweiler II, 
die aus wirtschaftlichen und umweltpolitischen Erwägun-
gen zunehmend in Frage gestellt wird. Die Bedeutung die-
ses Einzelfalles sowohl für die bevorstehenden Koalitionsver-
handlungen als auch die Braunkohleregionen in Mittel- und 
Ostdeutschland ist erheblich.

Es ist wieder Fahrt in die Klimadiskussion gekommen. Zu-
sätzlich zum IPCC-Sachstandsbericht, der vor zwei Wochen 
veröffentlicht wurde und auf die dramatischen Auswirkun-
gen des Klimawandels hinwies, sowie zur Ankündigung von 
US-Präsident Obama, in Sachen CO2-Grenzwerte nunmehr 
ernst zu machen, weist die Unruhe in den deutschen Braun-
kohleregionen darauf hin, dass das Thema Klimaschutz 
eben doch eine bedeutende Rolle in den Koalitionsverhand-
lungen spielen wird. Tatsächlich besteht akuter Hand-
lungsbedarf: Im letzten Jahr stiegen die CO2-Emissionen in 
Deutschland trotz des wachsenden Anteils erneuerbarer 
Energien. Dies lag auch an dem niedrigen CO2-Zertifika-
tepreis und der damit verbundenen hohen Auslastung 
der deutschen Kohlekraftwerke. Sämtliche im Bundestag 
vertretenen Parteien haben sich in ihren Programmen 
zu Energiewende und Klimaschutz bekannt. Angesichts 
dieser Situation ist die Frage gar nicht mehr, ob es auch in 
Deutschland ein Klimaschutzgesetz geben wird, sondern 
wie die Instrumente angelegt sein sollten, damit die Ziele 
erreicht werden: Reduktion der Treibhausgasemissionen um 
40 Prozent bis 2020 und um 80 bis 95 Prozent bis 2050 
(im Vergleich zu 1990).

In diese Gemengelage gerät nun die Auseinandersetzung 
um den Aufschluss des neuen Tagebaus Garzweiler II. Im 
Kern wird dabei nach der Auflösung eines Konflikts zwischen 
einzel- und gesamtwirtschaftlichen Interessen gesucht:

Einerseits ist die Nutzung der Braunkohle in Deutschland 
inkompatibel mit der Erreichung der energie- und klimapoli-
tischen Ziele (Energiewende), insbesondere der Reduktion 
der Treibhausgasemissionen bis 2050. Das von Energiewirt-
schaft und Politik gleichsam zu verantwortende Scheitern 
der Entwicklung einer CO2-armen Kohleverstromung und 
der Rückgang der Volllaststunden in einem zunehmend 
von erneuerbaren Energien dominierten System legen ein 
Auslaufen der Braunkohlewirtschaft nahe. Der Bau neuer 
Braunkohlekraftwerke, vor Ort noch in der Diskussion, ist 
somit sowohl aus betriebswirtschaftlicher als auch energie- 
und umweltpolitischer Perspektive vom Tisch. Andererseits 
können mit Braunkohleverstromung kurzfristig noch erheb-
liche Gewinne erzielt werden. Angesichts des kollabierten 
CO2-Handels und der Vernachlässigung weiterer negativer 
Umwelteffekte wie dem Ausstoß von Quecksilber, Fein-
staub und Stickoxiden, ist Braunkohle die letzte Cash Cow 
der konventionellen Energiewirtschaft. Tatsächlich braucht 
die Energiewirtschaft Rahmenbedingungen, an die sie sich 
halten kann.

In dieser Gemengelage kommt der Kompromiss, der sich 
im Rheinland abzeichnet, sehr gelegen und hat bundes-
weite Bedeutung: Die Braunkohlewirtschaft sieht vom 
Aufschluss neuer Tagebaugebiete ab und nutzt die 
vorhandenen Abbaugebiete (im Rheinland insbesondere 
Hambach), um die bestehenden Kraftwerke zu versorgen; 
umgekehrt sieht die Politik von zu drastischen klimapoliti-
schen Instrumenten ab, die zu einem sofortigen Ausstieg 
aus der Braunkohle führen müssten (zum Beispiel techni-
sche Emissionsvorgaben). Dieser Kompromiss ermöglicht 
es beiden Seiten, das Gesicht zu wahren, sichert einen 
wirtschaftlichen und sozialverträglichen Ausstieg aus der 
Braunkohle und stellt damit auch die Durchsetzung der 
Ziele der Energiewende sicher. Das Signal, das aus NRW 
auf die Koalitionsverhandlungen ausgeht, ist ebenso ein-
deutig, und dürfte eine Grundlage für das bundesweite 
Klimaschutzgesetz werden. 
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